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KURZE BEGRÜNDUNG
Der Verfasser begrüßt den Vorschlag als positive Entwicklung in den Beziehungen zwischen der EU und Belarus und betont, wie wichtig es für die Menschen in Belarus ist, eine vereinfachte Mobilitätsregelung mit der EU zu erhalten und die Kontakte zwischen den Menschen zu verbessern. Er räumt ein, dass die Wahlprozesse und das politische System in Belarus nicht den europäischen und internationalen Standards gerecht werden und dass die universellen Grundfreiheiten in ihrem Rahmen nicht gewährleistet und geschützt werden. Bei der Parlamentswahl 2019 waren erhebliche Verfahrensmängel festzustellen, darunter restriktive Maßnahmen gegenüber den Parteien und Kandidaten der Opposition; in Sachen Demokratie war keine Verbesserung zu verzeichnen. Daher sollte eine erhöhte Mobilität genutzt werden, um die Zusammenarbeit vor Ort zu intensivieren und die Zivilgesellschaft in Belarus weiter zu stärken und zu unterstützen. 
Bereits in ihrer Mitteilung vom 4. Dezember 2006 über die Stärkung der Europäischen Nachbarschaftspolitik (ENP) hatte die Kommission empfohlen, mit den Ländern der Östlichen Partnerschaft Verhandlungen über Rückübernahme und Visumerleichterung aufzunehmen. 
In der Gemeinsamen Erklärung des Prager Gipfeltreffens zur Östlichen Partnerschaft vom 7. Mai 2009 wurde die Bedeutung der Förderung der Mobilität der Bürger in einem sicheren Umfeld durch Visumerleichterungs- und Rückübernahmeabkommen hervorgehoben. Als langfristiges Ziel wurde die Visaliberalisierung festgelegt, die mit einer Verbesserung der Sicherheitsbedingungen einhergehen muss, um grenzüberschreitende Kriminalität und irreguläre Migration zu bekämpfen. Auf dem Gipfeltreffen in Warschau im September 2011 und auf dem Gipfeltreffen in Vilnius im November 2013 wurden diese Ziele bekräftigt, und es wurde insbesondere betont, dass bei der weiteren Zusammenarbeit und Koordinierung die Vorbeugung und Bekämpfung von illegaler Migration, die Förderung sicherer und gut gesteuerter Migration und Mobilität sowie ein integrierter Grenzschutz als Ziele aufgenommen werden sollten. Auf dem Gipfeltreffen in Brüssel im November 2017 wurde hervorgehoben, dass der Abschluss eines Visaerleichterungs- und Rückübernahmeabkommens mit Belarus den Weg für weitere Fortschritte im Bereich der Mobilität ebnen und zugleich die Sicherheit verbessern würde. 
Gemäß dem gemeinsamen Ansatz für die Entwicklung der EU-Politik im Bereich der Visaerleichterung, auf den sich die Mitgliedstaaten im Dezember 2005 auf der Ebene des AStV verständigt hatten, soll ohne ein Rückübernahmeabkommen grundsätzlich kein Visaerleichterungsabkommen geschlossen werden.
Im vorgeschlagenen Beschluss wird der bestehende Rahmen für die Zusammenarbeit mit Belarus berücksichtigt und diesem Rahmen Rechnung getragen, insbesondere im Hinblick auf die im Jahr 2016 begonnene Mobilitätspartnerschaft, die Erklärungen der Gipfeltreffen der Östlichen Partnerschaft sowie die Verhandlungen über die Prioritäten der Partnerschaft zwischen der EU und Belarus. Ähnliche Abkommen wurden bereits mit Armenien, Aserbaidschan, Georgien, der Republik Moldau und der Ukraine abgeschlossen.
Die förmliche Genehmigung für Verhandlungen über das Abkommen zur Erleichterung der Visaerteilung mit Belarus wurde vom Rat am 28. Februar 2011 erteilt. Die Verhandlungen wurden im Januar 2014 aufgenommen, und der vereinbarte Wortlaut wurde am 17. Juni 2019 paraphiert. Schließlich unterzeichneten die Europäische Union und Belarus das Visaerleichterungsabkommen und das Rückübernahmeabkommen am 8. Januar 2020.
Der Vorschlag für einen Beschluss über den Abschluss des Abkommens umfasst eine Reihe von Elementen, die standardmäßig in Rückübernahmeabkommen zwischen der EU und Drittländern enthalten sind. In dem Abkommen bekräftigen die Unterzeichner, dass es dahingehend angewandt wird, dass die Achtung der Menschenrechte und die Wahrung der Pflichten und Zuständigkeiten der Vertragsparteien nach Maßgabe der einschlägigen für sie geltenden internationalen Instrumente sichergestellt wird. 
Die Rückübernahmepflichten beruhen auf uneingeschränkter Gegenseitigkeit und betreffen sowohl eigene Staatsangehörige als auch Drittstaatsangehörige und Staatenlose; außerdem werden die Bedingungen für die Pflicht zur Rückübernahme der beiden letzteren Gruppen festgelegt. Das Abkommen enthält die erforderlichen technischen Bestimmungen über das Rückübernahmeverfahren, darunter die Einsetzung eines Gemischten Rückübernahmeausschusses, verfahrenstechnische Flexibilität in Fällen, in denen die rückzuübernehmende Person im Besitz eines gültigen Reisedokuments ist, sowie die Modalitäten für ein beschleunigtes Verfahren für Personen, die in der Nähe der gemeinsamen Landgrenze zwischen einem Mitgliedstaat und Belarus oder innerhalb des Hoheitsgebiets ihrer nationalen Flughäfen aufgegriffen werden, die Modalitäten für die Durchbeförderung, die Bestimmungen über Kosten, Datenschutz und das Verhältnis zu anderen völkerrechtlichen Verpflichtungen. 
Das Abkommen gilt für das Hoheitsgebiet von Belarus und der EU mit Ausnahme des Königreichs Dänemark, Irlands und des Vereinigten Königreichs. 
[bookmark: _GoBack]Die Beziehungen zwischen der EU und Belarus haben sich im Laufe der letzten vier Jahre gefestigt. Belarus beteiligt sich an der Östlichen Partnerschaft, insbesondere im Rahmen seiner multilateralen Formate, die unsere Verpflichtung zur Einhaltung der Grundsätze des Völkerrechts und der Grundwerte, einschließlich der Achtung der Menschenrechte und der Grundfreiheiten, fördern. Es müssen mehr Anstrengungen übernommen werden, und darüber hinaus werden weitere konkrete Schritte seitens Belarus zur Achtung der universellen Grundfreiheiten, der Rechtsstaatlichkeit und der Menschenrechte für die Gestaltung der künftigen Politik der EU gegenüber Belarus im Geiste eines „kritischen Dialogs“ weiterhin entscheidend sein. Auf Initiative der belarussischen Staatsorgane wurde der jährliche Menschenrechtsdialog zwischen der EU und Belarus im Jahr 2015 wieder aufgenommen. Eine Mobilitätspartnerschaft wurde 2016 auf den Weg gebracht; sie erwies sich als ein Schlüsselinstrument zum Ausbau unserer Zusammenarbeit im Bereich der Migration und erhöhte zugleich die Mobilität der Bürger in der EU und Belarus in einem gut verwalteten und sicheren Umfeld. 
Belarus hat eine Reihe einschlägiger internationaler Übereinkommen ratifiziert, darunter das Genfer Übereinkommen aus dem Jahr 1951 über die Rechtsstellung der Flüchtlinge und das Protokoll aus dem Jahr 1967. Es gehört der Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa an. 
In Anbetracht dieser Ausführungen ist der Verfasser der Stellungnahme der Auffassung, dass der in Belarus bestehende solide Rahmen ausreichend ist, um sicherzustellen, dass die Rechte der gemäß diesem Abkommen behandelten Personen geachtet werden. 
Das Rückübernahmeabkommen sollte zügig geschlossen werden und gleichzeitig mit dem Visaerleichterungsabkommen in Kraft treten, da die beiden Abkommen miteinander in Zusammenhang stehen.
*******
Der Ausschuss für auswärtige Angelegenheiten ersucht den federführenden Ausschuss für bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres, die Zustimmung zu dem Vorschlag für einen Beschluss des Rates über den Abschluss des Abkommens zwischen der Europäischen Union und der Republik Belarus über die Rückübernahme von Personen mit unbefugtem Aufenthalt zu empfehlen.
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